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521-0033: Revision der Ausführungsverordnungen zum FMG: Anhörung der betroffenen 
Kreise  

 

Sehr geehrter  Herr Fischer,   
sehr geehrte Damen und Herren 

Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 16. Juni 2003, mit  welchem die Wettbewerbskommission 
eingeladen wurde, sich zur Revision der Ausführungsverordnungen zum Fernmeldegesetz zu äus-
sern. Für die Gelegenheit  zur Stel lungnahme danken wir Ihnen freundl ich.   

Die Bemerkungen beschränken sich im Wesent l ichen auf einige aus wettbewerbl icher Sicht grund-
sätzl ich erscheindende Best immungen oder Fragestel lungen.  

Ad Art.  10 E-FDV, Massnahmen zur Gewährleistung der Preistransparenz  

Aus wettbewerbl icher Sicht kann Preistransparenz einerseits aufgrund der stärker möglichen Ver-
gle ichbarkeit  der Angebote zu einer Intensivierung des Wettbewerbs führen. Andererseits kann 
Preistransparenz unter Umständen gerade bei einer kleinen Anzahl Anbieter e ine erhöhte Kol lusi-
onsgefahr mit  s ich br ingen.  

Der er läuternde Ber icht zum E-FDV hält  betreffend Tari f t ransparenz fest,  dass die in Art .  10 E-FDV 
vorgesehenen Informat ion grundsätzl ich immer erfolgen müsste.  Eine derart ige generel le Pf l icht  
erscheint aufgrund der Vielzahl mögl icher Verbindungen verschiedener Netze, auch im Hinbl ick auf  
Internet Protocol basierte Sprachverbindungen oder in Bezug auf die zunehmende Verbreitung von 
Angeboten mit  Pauschalpreisen, a ls fragwürdig. Die Umsetzung dieser Best immung durch die FDA 
würde zudem vermut l ich bei FDA in der  Schweiz unverhältn ismässig hohe Kosten verursachen. Ar t .  
10 E-FDV schiesst damit  in seiner jetzigen Fassung über das angestrebte Ziel  hinaus und könnte 
durch weniger einschneidende, zum Tei l  von den FDA bereits angebotene Massnahmen (z.B. mit-
tels Signalton bei e inem Netzwechsel)  ebenfal ls sichergestel l t  werden.  
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Ad Art.  12 E-FDV, Erteilung der Grundversorgungskonzession  

Der Verzicht auf e ine Ausschreibung, wenn sich von vorneherein zeigt,  dass die Ausschreibung 
nicht  unter Wettbewerbsbedingungen ablaufen kann, erscheint an sich problematisch,  wobei dies 
bereits in Art .  14 rev.-FMG so vorgesehen ist .  Grundsätzl ich zeigt sich erst im Rahmen der Aus-
schreibung, ob Interessenten vorhanden sind. In der  Ausführungsverordnung wird nicht def inier t ,  
welche konkreten Umstände nicht a ls Wettbewerbsbedingungen angesehen würden, damit ein Ver-
zicht auf e ine Ausschreibung in Frage käme. In Ar t .  12 E-FDV ist  deshalb das fehlende Vor l iegen 
von Wettbewerbsbedingungen bei e iner  Ausschreibung zu konkret is ieren. Fehlende Wettbewerbs-
bedingungen l iegen dabei insbesondere vor,  wenn sich für die Grundversorgungskonzession nur 
ein (oder ev. kein) Unternehmen bewirbt .   

Ad 5. Kapitel ,  Mehrwertdienste  

Der Schutz der Kunden vor Missbrauch durch Mehrwertdienste ist  an sich eine legit ime Zielset-
zung. Hingegen ist  der Detai l l ierungsgrad der vorgesehenen Regelungen als ausgesprochen hoch 
anzusehen.  

Bezügl ich Art .  37 Abs. 4 E-FDV erscheint die Mögl ichkeit ,  einen Vertrag im Fal le von Strei t igkeiten 
über eine Rechnung betref fend Mehrwertdienste vor Bei legung einer Strei t igkeit  nicht kündigen zu 
können, nicht  für al le FDA gerechtfert igt .   

Ad 6. Kapitel ,  Schlichtungsstelle  

Die Best immungen zur Schl ichtungsstel le sol l ten sich auf notwendige Best immungen öffent l ich-
recht l ichen Charakters beschränken, die mit  der Ausübung der Aufsichtsfunkt ion durch das BAKOM 
über die Schl ichtungsstel le zusammenhängen.  

Eine der hauptsächl ichen Funkt ion einer Schl ichtungsstel le ist  das Hinarbeiten auf eine güt l iche 
Einigung zwischen den Parteien, wobei das Beschrei ten des zivi l recht l ichen Klageweges jederzei t  
vorbehalten bleibt .  Vor diesem Hintergrund erscheint  eine Fest legung von Verfahrensgrundsätzen 
in einer bundesrät l ichen Ausführungsverordnung als nicht notwendig (z.B. Art .  43 E-FDV). Solche 
Verfahrensgrundsätze können auch in einem Reglement der Schl ichtungsstel le enthalten sein.  

 

Ad 7. Kapitel,  Zugang zu den Einrichtungen und Diensten marktbeherrschender Anbieterinnen  

Die Best immungen in diesem Kapite l  weisen einen hohen Detai l l ierungsgrad auf.  Dies ist  aufgrund 
der technologischen Fragestel lungen gerechtfert igt .  Die Erfahrungen in Zusammenhang mit der  
Entbündelung in anderen Ländern haben gezeigt,  dass die histor ischen Anbieter innen unter Um-
ständen versuchen, die Umsetzung der Best immungen zu hintertreiben. Um solchen Vorkehren 
entgegenzuwirken, sind aufgrund der einschlägigen Erfahrungen im Ausland die vorgesehenen 
detai l l ier ten Regelungen notwendig.  

Die Wettbewerbskommission hat bereits in ihrer  Stel lungnahme vom 7. Oktober 2002 (vgl .  RPW 
2002/4, S. 643) eine Entbündelung des Anschlussnetzes begrüsst und unterstützt d iese weiterhin.  
Bei der Umsetzung der Best immungen sol l te darauf geachtet werden, dass im Rahmen des recht-
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l ich Mögl ichen eine rasche Umsetzung erfolgt,  da der  Faktor Zeit  regelmässig zu Gunsten der his-
tor ischen Anbieter in spiel t .   

Ad Art.  71 Abs. 3 E-FDV, Zugangsverfügung  

Der bisher igen Praxis fo lgend wird für marktbeherrschende Anbieter innen im Fal le fehlenden 
Nachweises der Kostenor ient ierung auf markt- und branchenübl iche Vergleichswerte abgestel l t .  Mi t  
der Formul ierung in Art .  71 Abs. 3 E-FDV entsteht das Problem, inwiefern die Abgrenzung zur  
markt- und branchenübl ichen Interoperabi l i tä t  nach Art .  30 Abs. 3 E-FDV für  nicht-
marktbeherrschende Anbieter innen erfolgt.   

Ad Art.  79 Abs. 2 E-FDV, Anzeige der Rufnummer der Anrufenden  

Neu sol l  in d ieser Best immung eingeführt werden, dass Kunden beim Abschluss des Abonnements-
vertrages ausdrückl ich auf die Mögl ichkeit  der Unterdrückung der Rufnummer der Anrufenden hin-
gewiesen werden müssen. Es ist  e inerseits fragl ich, ob mit  e inem ausdrückl ichen Hinweis im Zeit-
punkt des Abschlusses des Abonnementsvertrages prakt isch betrachtet das erwünschte Ziel  über-
haupt erreicht wird. Im Übrigen ist  an sich fragl ich, ob diesbezügl ich eine entsprechende Regul ie-
rung notwendig ist .  Diese Best immung ist  deshalb zu streichen.  

Ad Art.  54 Abs. 6b i s  und 6t e r  E-AEFV  

Nachdem nach einer re lat iv langen Übergangslösung für die Auskunftsnummern 111 diese Ende 
Jahr abgeschaltet werden, begrüsst die Wettbewerbskommission auch die Abschaltung der eben-
fal ls für Auskunftsdienste verwendeten Kurznummern 1141 und 1144. Grundsätzl ich bestehen da-
mit hinsicht l ich der durch al le Auskunftsanbie ter zu verwendenden 18xy Nummern vergleichbare 
Ausgangslagen. Hingegen ist  d ie vorgesehene Übergangsfr ist  b is 31. Dezember 2007 für d ie Ab-
schaltung der Kurznummern 1141 und 1144 deut l ich zu lang und würde insbesondere Swisscom 
weiterhin bevortei len. Eine Übergangsfr ist  von 3 Monaten erscheint deshalb als angezeigt und 
ausreichend.  

Ad Art.  17f E-FKV, Konzessionserteilung mittels Auktion  

Art.  17f E-FKV sieht vor,  dass bei einer Aukt ion ein angemessener Konzessionser lös zu erzielen 
ist .  Z ie l einer  solchen Aukt ion kann jedoch keinesfal ls die Erzielung eines angemessenen Konzes-
sionser löses sein, sondern die mögl ichst eff iz iente Al lokat ion einer knappen Ressource, nämlich 
von Funkfrequenzen. Die Bezugnahme auf einen angemessenen Konzessionserlös ist  deshalb zu 
streichen.  

 

Für eine Berücksicht igung unserer Anl iegen danken wir Ihnen.  

 

Mit  f reundl ichen Grüssen 

Wettbewerbskommission  
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Prof.  Walter Stof fe l   Dr.  Patr ik Ducrey 
Präsident  Stv. Direktor 

 


